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Die letzten Kriegstage. Besetzung Ulms und der Alltag nach dem 
Einmarsch 

Ende Februar/ Anfang März hatten die Alliierten die linksrheinischen Gebiete Deutschlands 
besetzt. Ende März überschritten die Amerikaner und bis Mitte April auch die Franzosen den 
Rhein. Der größte Teil SW-Deutschlands wurde von französischen Truppen besetzt, die direkt 
oder über Freudenstadt nach Stuttgart und in den Süden des Gebietes vorstießen. Gleichzeitig 
drangen die Amerikaner neckaraufwärts nach Stuttgart vor und weiter nach SO in Richtung 
Donau und Ulm. 

Noch am 13. April war seitens des OKW der Befehl ergangen, die Städte bis zum Äußersten zu 
halten. Bei Zuwiderhandlungen wurde die Todesstrafe angedroht. Zwei Tage später präzisierte 
der württembergische Gauleiter Murr im Ulmer Tagblatt, die Todesstrafe gelte auch für das 
Öffnen einer Panzersperre oder das Zeigen einer weißen Fahne. Angehörige der Täter müssten 
mit drakonischen Strafen rechnen. 

Laut Planung sollte um Ulm ein innerer und ein äußerer Verteidigungsring gebaut werden, doch 
entstanden praktisch nur Anfänge eines Panzergrabens in 3-4 km Entfernung rund um die 
Stadt. In der Stadt selber gab es keine Verteidigungsanlagen oder zahlreichere 
Verteidigungstruppen. 

So wurde Ulm ohne größere Kampfhandlungen am 24. April 1945 durch die Amerikaner mit 
Unterstützung der 1. Französischen Panzerdivision eingenommen. Allerdings wurden, als die 
Alliierten bereits am Rande der Innenstadt angelangt waren, vier der fünf Donaubrücken 
gesprengt. Das behinderte den amerikanischen Vormarsch nach Bayern nicht wesentlich, führte 
aber zu teils jahrelangen Behinderungen für die Menschen in der Ulmer/ Neu-Ulmer Region. 

Am 23. April hatte OB Foerster zusammen mit der Kreisleitung und dem Polizeidirektor die Stadt 
verlassen - laut späterer Aussage auf Anweisung des Innenministers und Gauleiters - und die 
Notverwaltung angeblich Polizeirat Frank übertragen. Tatsächlich aber war Ulm danach ohne 
Verwaltung. Vom amerikanischen Kommandanten wurden Polizeirat Frank und Karl Eychmüller 
am 25. April zum Bürgermeister und dessen Stellvertreter ernannt. 

Ihre Aufgabe bestand in der Verwaltung des Mangels (Stichworte: Flüchtlinge und ihre 
Unterbringung und Versorgung, DPs, drohende Seuchen, Wasser- und Stromversorgung etc.). 
Ein besonderes Problem waren die Plünderungen durch Ausländer (ehemalige Zwangsarbeiter), 
Überfälle und Vergewaltigungen seitens der Besatzer. 
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Material 1: Alltag nach dem Einmarsch 



5 

Aufbau der Stadtverwaltung und Bildung eines Beirats 

Bereits einen Tag nach der Einnahme Ulms durch die Amerikaner am 24. April 1945 setzten sie 
den städtischen Polizeirat Hermann Frank als kommissarischen Bürgermeister ein. Sein 
Nachfolger wurde am 7. Mai 1945 der Vorstandsvorsitzende der Wielandwerke Karl Eychmüller. 
Am 6. Juni 1945 wurde Robert Scholl, Vater von Hans und Sophie Scholl, von den Amerikanern 
in das Oberbürgermeisteramt eingeführt. An seine Seite trat ein zunächst aus 14 Personen 
bestehendes beratendes Kollegium, der sogenannte Beirat. Dem Beirat gehörten u.a. Politiker 
aus der Zeit vor der Machtergreifung an, wie der ehemalige Redakteur und Gewerkschafts- und 
SPD-Parteisekretär Johann Weisser, die früheren Zentrumsmitglieder und Altstadträte Franz 
Wiedemeier und Eugen Wizigmann sowie der ehemalige KPD-Gemeinderat Georg Siegwarth. 
Weitere bekannte Mitglieder waren Kurt Fried und Paul Thielemann, die gemeinsam mit Johann 
Weißer von der Militärregierung die Lizenz zur Herausgabe der "Schwäbischen Donauzeitung" 
erhielten. 
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Material 1: Beiratssitzungen 

Beratungsgegenstände der Sitzung des Beirats am 15. Juni 1945 (StA Ulm B 005/5 Nr. 307) 
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Niederschriften von Sitzungen des Beirats am 15. Juni 1945 (StA Ulm B 005/5 Nr. 307) 
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Material 2: Auszug aus „Robert Scholl: Zusammenbruch und Wiedergeburt einer Stadt" 



Die ersten Kommunal- und Oberbürgermeisterwahlen 

1. Kommunalwahlen 1946 und 1947

Am 26. Mai 1946 fand nach 15 Jahren die erste freie und demokratische Gemeinderatswahl 
statt. Vom Wahlrecht ausgeschlossen waren neben ehemaligen Nationalsozialisten die 
zahlreichen Heimatvertriebenen und Flüchtlinge, da sie die Bedingung, seit über einem Jahr in 
der Stadt zu wohnen, nicht erfüllten. Insgesamt waren 36 Mandate für zwei Jahre zu vergeben. 
Obwohl 11 Kandidatinnen angetreten waren, gelangte keine einzige Frau an den Ratstisch. Die 
Wahlbeteiligung war mit 74,8 % für heutige Verhältnisse ungewöhnlich hoch. 
Bei der nächsten Gemeinderatswahl am 7. Dezember 1947 erweiterte sich der Kreis der 
Wahlberechtigten: Zum einen wohnten bereits viele Flüchtlinge und Vertriebene seit einem Jahr 
in der Stadt, zum anderen konnte ein Teil der 1946 noch aus politischen Gründen nicht 
zugelassenen Personen an der Wahl teilnehmen: Frühere NSDAP-Mitglieder, die durch Urteil der 
Spruchkammer als Entlastete, Mitläufer oder Minderbelastete - letztere nur, wenn der 
Spruchkammerbescheid nichts Gegenteiliges aussagte - eingestuft worden waren, erhielten nun 
das Wahlrecht. Die eine Hälfte der Gemeinderäte wurde auf sechs Jahre, die andere Hälfte mit 
geringstem Stimmenanteil nur auf drei Jahre gewählt. Bei der folgenden Wahl am 28.01.1951 
galt die bis 1971 gültige Regelung, dass jeweils nur die Hälfte der 36 Mandate im Zyklus von 
drei Jahren neu gewählt werden sollte. 

2. Oberbürgermeisterwahl 1948

Der am 6. Juni 1945 von der US-Militärregierung als Oberbürgermeister eingesetzte Robert 
Scholl wurde am 21. September 1946 vom Gemeinderat nur äußerst knapp im Amt bestätigt. 
Bei der ersten Oberbürgermeisterwahl am 21. März 1948 kandidierten der amtierende 
Oberbürgermeister Scholl, der Stuttgarter Ministerialbeamte Theodor Pfizer und der Direktor im 
Innenministerium Wilhelm Schöneck. Da im ersten Wahlgang keiner der drei Kandidaten die 
absolute Mehrheit erreichte, fand am 11. April zwischen Schöneck und Pfizer eine Stichwahl 
statt, die Pfizer knapp für sich entscheiden konnte. Theodor Pfizer wurde 1954 und 1966 
wiedergewählt und trat 1972 von seinem Amt zurück. 
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Material 1: Ergebnisse der Wahl am 26. Mai 1946 

DVP: Deutsche Volkspartei, Liberale, heute FDP 

FWV: Freie Wählervereinigung, heute FWG 

Quelle: Stadt Ulm. Amt für Statistik (Hrsg.): Ulmer Statistik. Jahresbericht 1952. 

Ulm 1953, S. 129, Tabelle 209. 

Quelle: Stadt Ulm. Amt für Statistik (Hrsg.): Ulmer Statistik. Die Ulmer 

Gemeinderatswahl am 24. Oktober 1971. Ulm 1971, S. 7, Tabelle 

Gemeinderatswahlen 1946-1971. 



11 

Material 2: Gemeinderatswahl am 26. Mai 1946: Wahlrechtsbstimmungen, 
Wählerstatistik, Wählerausweis 

Wahlrechtsbestimmungen zur Gemeinderatswahl 
am 26. Mai 1946 
(StA Ulm, Amtsblatt vom 25. April 1946) 
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Wählerstatistik (StA Ulm B 052/4 Nr. 0) 
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Vorder- und Rückseite eines Wählerausweises 
(StA Ulm B 052/4 Nr. 0) 
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Material 3: Wahl am 7. Dezember 1947 

Die Wahlbeteiligung lag bei 57,2 % 

DVP: Liberale, heute FDP 

FWV: Frei Wählervereinigung, seit 1951 FWG 

AdU: Aufbaugemeinschaft der Ulmer. 

Freie Wählerliste, bildete mit der FWV eine Fraktionsgemeinschaft. 1951 nicht wiedergewählt 

Quelle: Stadt Ulm. Amt für Statistik (Hrsg.): Ulmer Statistik. 

Die Ulmer Gemeinderatswahl am 24. Oktober 1971. Ulm 1971, S. 7, 

Tabelle Gemeinderatswahlen 1946-1971. 
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Material 4: Stimmzettel und Bestimmungen zum Wahlrecht bei der Gemeinderatswahl 
am 7. Dezember 1947 (StA Ulm, B 052/43 Nr. 4) 



17 



18 

Material 5: Wahl am 28. Januar 1951 

DVP: Liberale, heute FDP 

ÜBRG: Überparteiliche Bürgerrechtsgemeinschaft. Freie Wählerliste, bildete mit der FWG eine 
Fraktionsgemeinschaft. 1953 nicht wiedergewählt. 

Quelle: Stadt Ulm. Amt für Statistik (Hrsg.): Ulmer Statistik. Die Ulmer 

Gemeinderatswahl am 24. Oktober 1971. Ulm 1971, S. 7, Tabelle 

Gemeinderatswahlen 1946-1971. 
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Material 6: Amtsblatt vom 25. März 1948 (StA Ulm) mit den Ergebnissen des ersten 
Wahlgangs zur OB-Wahl am 21. März 1948 
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Material 7: Plakate der drei Kandidaten zur Oberbürgermeisterwahl am 21. März 1948 
(StA Ulm, G 9) 
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Material 8: Schwörmontag 1949 

Oberbürgermeister Pfizer erweckte die Schwörmontagstradition  
erstmals 1949 wieder zu neuem Leben, indem er vom Balkon des 
Rathauses (seit 1954 vom Schwörhausbalkon) aus zu der Ulmer 
Bürgerschaft sprach und ihnen einen Rechenschaftsbericht über 
das abgelaufene Stadtjahr erstattete (StA Ulm, G 7/3.1 1949) 
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Material 9: Amtsblatt vom 11. Februar 1954 (StA Ulm) mit den Ergebnissen zur 
Oberbürgermeisterwahl 
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Parteien und Verbände 

Im November und Dezember 1945 wurden erstmals wieder politische Parteien zugelassen. Da 
während der NS-Zeit kein politischer Nachwuchs herangebildet werden konnte, wurden die 
Parteien von Männern gegründet, die bereits in der Weimarer Republik in der Politik tätig 
gewesen waren. Die Sozialdemokraten führten zunächst ihre Tradition als Arbeiterpartei fort, 
während die neugegründete CDU als bürgerliche Partei neben den Anhängern der früheren 
katholischen Zentrumspartei auch protestantische Wählerschichten ansprach. Die Liberalen 
traten unter ihrem alten Namen "Demokratische Volkspartei (DVP)" auf. Bereits bei der 
Gemeinderatswahl 1946 kandidierte als freie Wählerliste die "Freie Wählervereinigung (FWV)", 
die sich 1951 in "Freie Wählergemeinschaft (FWG)" umbenannte. In den Folgejahren 
entstanden in Ulm weitere unabhängige Kandidatenlisten wie die "Aufbaugemeinschaft der 
Ulmer (AdU)" und die "Überparteiliche Bürgerrechtsgemeinschaft (ÜBRG)". Außerdem bildeten 
sich Parteien, die für die Interessen der Vertriebenen und Flüchtlinge eintraten. 



Material 1: Genehmigung zur Gründung der „Christlich-Sozialen Volkspartei“ 

Genehmigung zur Gründung der „Christlich-Sozialen Volkspartei“ im Stadt- und Landkreis Ulm 
durch die Militärregierung. Mitte Januar 1946 wurde auf dem ersten württembergischen 
Landesparteitag die Bezeichnung „Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU)“ 
gewählt. Ab Dezember 1949 bedurften die Parteien keiner Genehmigung mehr durch die 
Besatzungsbehörden. (StA Ulm, E 201 Nr. 1) 
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Material 2: Antrag auf Genehmigung zur Abhaltung einer Kundgebung der Christlich-
Sozialen Volkspartei (StA Ulm, E 201 Nr. 1) 
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Material 3: Flugzettel verschiedener Parteien  
zur Gemeinderatswahl am 28. Januar 1951 
(StA Ulm, G 4 Chr. Beil. 1951 Januar 28 und G 9) 
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Material 4: Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen 

Bestimmungen über die Bildung von Arbeitnehmervertretungen (StA Ulm, Amtsblatt 15.9.1945) 
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Amtsblatt vom 3.10.1945 (StA Ulm) 



29 

Entnazifizierung 

Der amtierende Stadtkommandant Harlow wies bereits am 28.Mai 1945 in einer Besprechung 
mit Oberbürgermeister Eychmüller darauf hin, dass in den Verwaltungen von Stadt und Kreis 
keine ehemaligen Parteigenossen mehr tätig sein dürften. Am 26. September 1945 trat das von 
der Militärregierung erlassene Gesetz Nr. 8 in Kraft, wonach ehemalige Parteigenossen in 
Betrieben nur als einfache Arbeiter beschäftigt sein dürften. Geschäftsführer wurden 
suspendiert.  
Oberbürgermeister und Beirat gründeten im November 1945 einen Prüfungsausschuss, der die 
Entnazifizierung überwachen sollte. Ab Sommer 1946 ging diese Aufgabe an die Spruchkammer 
für den Stadt- und Landkreis über. Das "Gesetz Nr. 104 zur Befreiung von Nationalsozialismus 
und Militarismus" vom 5. März 1946 sah vor, dass jeder über 18 Jahre alte Deutsche einen 
Meldebogen auszufüllen und bei der Spruchkammer einzureichen habe. Knapp 75 % der 
bearbeiteten Fragebögen (insgesamt 101300 Meldebögen) wurden als "vom Gesetz nicht 
betroffen" entschieden. Ca. 17 % der Anträge fielen unter Amnestieverordnungen (u.a. 
Jugendamnestie), die "vom Gesetz Betroffenen" (weniger als 10 %) wurden nach ihrer 
politischen Belastung in Hauptschuldige, Belastete, Minderbelastete, Mitläufer und Entlastete 
eingestuft und zu Sühnemaßnahmen herangezogen. Anonyme Anzeigen, falsche 
Beschuldigungen und leichtfertig abgegebene Entlastungserklärungen (sogenannte 
Persilscheine) bereiteten den Kammern häufig besondere Probleme. 
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Material 1: Gesuch des Leiters des Gesundheitsamtes um Wiedereinstellung, Juni 1945 

(StA Ulm, B 160/41 Nr. 9) 
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Material 2: Gesetz Nr. 8, veröffentlicht im Amtsblatt am 6. Oktober 1945 (StA Ulm) 
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Material 3: Meldebogen (StA Ulm, B 160/41 Nr. 9) 
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Material 4: Plakat der Spruchkammer für den Stadt- und Landkreis Ulm, 1947 (StA Ulm, 
G 9) 
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Material 5: Spruchkammerbescheid (StA Ulm, B 160/45 Nr. 1) 
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Material 6: „Persilschein“ (StA Ulm, B 160/41 Nr. 9) 
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Material 7: Einstufung des früheren Ulmer Polizeidirektors und Regierungspräsidenten 
Wilhelm Dreher (StA Ulm, B 160/41 Nr. 20) 
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Zonengliederung 

Mit der bedingungslosen Kapitulation Deutschlands am 8. Mai 1945 ging die uneingeschränkte 
Regierungsgewalt auf die vier Besatzungsmächte USA, Großbritannien, Sowjetunion und 
Frankreich über, die das Land in vier Zonen teilten. Die Besatzungsmächte USA und Frankreich 
hatten im Sommer 1945 bei der endgültigen Grenzziehung entschieden, Südwestdeutschland 
entlang des Verlaufs der Autobahn Karlsruhe - Stuttgart - Ulm zu trennen. Die Landkreise, durch 
die die Autobahn führte, sollten noch zur amerikanischen Zone gehörten, während alle südlich 
davon gelegenen Landkreise der französischen Zone zugeschlagen wurden. In der 
amerikanischen Zone wurden mit Wirkung vom 19.September 1945 die Gebiete Nordbaden 
und Nordwürttemberg zum Land Württemberg-Baden (Hauptstadt: Stuttgart) vereinigt. Aus 
Südbaden in der französischen Zone und Südwürttemberg mit dem früher preußischen 
Hohenzollern, ebenfalls in der französischen Zone, entstanden die beiden neuen Länder Baden 
(Hauptstadt: Freiburg) und Württemberg-Hohenzollern (Hauptstadt: Tübingen). 
Am 1. Januar 1947 schlossen sich die britische und US-amerikanische Zone zur Bizone mit 
deutscher Mitwirkung zusammen. Die französische Zone ist dieser Bizone offiziell nie 
beigetreten, hat aber die wirtschaftlichen und politischen Entscheidungen der Bizone mit 
Annahme der Londoner Empfehlungen vom Juni 1948 übernommen. 
Ulm geriet durch die Grenzziehung in eine Randlage: Nur wenige Kilometer südlich von Ulm, 
zwischen Erbach und Laupheim, verlief die Zonengrenze. Die traditionellen Verbindungen zum 
oberschwäbischen Raum wurden damit gekappt. Grenzübertritte waren nur mit erheblichen 
Restriktionen (Ausstellung eines Passierscheins) überhaupt möglich. Der Passierscheinzwang 
wurde erst zum 21. August 1948 abgeschafft. 
Nach einer Volksabstimmung am 6. Dezember 1951 wurden die drei Länder Württemberg-
Baden, Baden und Württemberg-Hohenzollern 1952 zum heutigen Land Baden-Württemberg 
zusammengeschlossen. 



Material 1: Zeitzeugenbericht von Lore Dürr, Ulm, niedergeschrieben im August 2006 
(StA Ulm, AR-320/60) 

Von 1943 bis Februar 1948 studierte ich in Tübingen Biologie, Geografie und Geschichte. Meine 
Heimatstadt war Ulm. Dort lebte meine seit vielen Jahren verwitwete Mutter. Sie wünschte, dass 
ich, ihr einziges Kind, in diesen schwierigen Zeiten möglichst oft über das Wochenende nach 
Ulm kommen sollte. 

Bis zum Spätherbst 1944 war dies leicht möglich. Dann wurde es wegen Fahrverboten und 
wegen der häufigen Luftangriffe auf Bahnhöfe und Gleise schwieriger. Nach Kriegsende wurde 
es für mich ganz schwierig und zeitraubend. 

Zwischen Tübingen und Ulm verlief die Grenze zwischen der französischen und der 
amerikanischen Besatzungszone. Diese konnte man nur mit einem Passierschein legal 
überqueren. Trotz aller Bemühungen erhielt ich in Ulm, wo ich polizeilich gemeldet war, keinen 
Passierschein. So blieb mir nur übrig, mich illegal über die Grenze zu schmuggeln. 

Man konnte z.B. mit der Bahn zur letzten Station vor der Grenze fahren, zu Fuß zur ersten 
amerikanischen Station gehen und dort wieder einsteigen. Oder man fuhr mit dem Fahrrad zu 
einer abgelegenen Stelle auf der Alb und trat dort über. Diesen Weg nahm ich mehrmals. Für 
den Fall, dass ich erwischt wurde, hatte ich zwei Ausweise bereit. Den in Ulm ausgestellten 
Personalausweis für die amerikanische Zone und den Tübinger Studentenausweis, auf dem unter 
anderen vermerkt war, dass ich in Freudenstadt im Schwarzwald (französische Zone) geboren 
war, für Kontrollen seitens der Franzosen. Die französischen Kontrolleure, denen ich gelegentlich 
in die Hände geriet, wollten Auskunft darüber, was ich an der Grenze zu schaffen hätte. Für 
diesen Fall hatte ich mich abgesichert: Ich konnte angeben, dass ich das Pfarrersehepaar Schilff 
in Ennabeuren besucht hatte, einen Ort, der direkt an der Grenze lag. Mit Karl Schilff, einem 
Klassenkameraden aus der Ulmer Gymnasialzeit, hatte ich dies abgesprochen. 

Die andere Möglichkeit, über die Grenze zu gelangen, war bequemer, aber gefährlicher. Ich 
hätte leicht in einem Gefängnis der Franzosen landen können. Ich hatte mich in Tübingen mit 
einer Biologiestudentin angefreundet, die wie ich vor dem Studium schon eine andere 
Berufsausbildung durchlaufen hatte. Sie stammte aus Stuttgart und hatte dort ohne weiteres 
einen Passierschein erhalten. Sie bot  mir an, mir ab und zu ihren Passierschein zu leihen, so 
dass ich mit der Bahn ohne Unterbrechung nach Stuttgart fahren konnte. Das Problem bestand 
darin, dass der Passierschein ein Foto der Besitzerin enthielt, und dass wir zwar gleicht alt waren, 
uns aber keineswegs ähnelten. Sie hatte hellblonde Haare und trug eine Hochfrisur, während 
meine dunklen Haare herabhingen. Trotzdem hatte keiner der Kontrolleure den Passierschein 
beanstandet. Wir trugen beide eine ziemlich dicke Brille. Dadurch war eine gewisse Ähnlichkeit 
gegeben. Zum Glück verlangte man außer dem Passierschein nicht auch noch die Identitätskarte. 

An der Grenzstation der Bahn in Bempflingen (Strecke Tübingen – Stuttgart) erlebte ich einmal, 
dass ein Franzose einer Frau eine Flasche wegnahm. Er schüttete die darin enthaltene Milch, die 
die Frau wahrscheinlich im amerikanischen gehamstert hatte, auf die Bahngleise. Die Franzosen 
rächten sich für das, was Frankreich während der deutschen Besatzung im Krieg erlitten hatte. 
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Material 2: Gemeinde- und Kreiskarte von Württemberg, Baden und Hohenzollern 1947 

Mit Orange ist der Verlauf der Grenze zwischen der amerikanischen und französischen 
Besatzungszone im Raum Ulm markiert. (StA Ulm F 2 Karten 5.2. Württemberg und Baden Nr. 
26)
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Material 3: Passierscheine 

Amtsblatt vom 12.September 1945 (StA Ulm) 

Passierschein, Vorder- und Rückseite (StA Ulm, H Palm II Nr. 39) 
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Material 4: Passierscheinerteilung 
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Der Vater eines Ulmer Studenten in Tübingen beschwert sich beim Oberbürgermeister über die 
Handhabung der Passierscheinerteilung an Studenten im französisch besetzen Gebiet durch die 
Militärregierung (StA Ulm, B 122/18 Nr. 1) 
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